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Vorschlag fiir eine VERORDNUNG DES RATES 2022/0339 (NLE) zu mehr Solidaritat durch eine
bessere Koordinierung der Gasbeschaffung, den grenziiberschreitenden Austausch von Gas
und zuverlassige Preis-Referenzwerte; Stellungnahme

Sehr geehrter Herr Sektionschef,

die Wirtschaftskammer Osterreich bedankt sich fiir die Moglichkeit zur Einbringung einer Stel-
lungnahme zum Vorschlag der EU-Kommission fur eine Ratsverordnung zu mehr Solidaritat durch
eine bessere Koordinierung der Gasbeschaffung, den grenziiberschreitenden Austausch von Gas
und zuverlassige Preis-Referenzwerte.

R Allgemeines

Nach wie vor befinden sich die Energiemarkte in einer extremen Krisensituation. Die derzeitigen
Preise flr Strom und Erdgas bedrohen die wirtschaftliche Basis Europas und gefahrden das Rlick-
grat ganzer Wertschopfungsketten, mit den daraus resultierenden Risiken fur hochwertige
Arbeitsplatze, Investitionen und Know-how in Europa zum Vorteil von Drittlandern mit weitaus
niedrigeren Energiepreisen und Klimaambitionen. Auch wenn es positive Entwicklungen, wie bei-
spielsweise die hohen Fullstande der europaischen Gasspeicher gibt, ist langfristig noch keine
Trendwende in Sicht. Im Sinne des Erhalts des europaischen Binnenmarkts und fairer EU-weiter
Wettbewerbsbedingungen sind auch EU-weite Losungen erforderlich.

Vor diesem Hintergrund hat der Rat der EU auf Vorschlag EU-Kommission bereits zwei Notverord-
nung Uber Gaseinsparverpflichtungen und uber NotfallmaBnahmen zur Abfederung hoher Ener-
giepreise erlassen. Am 18.10.2022 hat die Kommission einen weiteren Vorschlag fir eine Rats-
Verordnung vorgelegt.
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Der Vorschlag der Kommission schlagt im Wesentlichen die folgenden MaBRnahmen vor:

o Regelungen flr eine bessere Koordinierung der Gasbeschaffung durch gemeinsamen Gas-
einkauf und Vorgaben zur effizienteren Nutzung von Infrastruktur

o Mechanismen zur Reduktion ubermafig hoher und volatiler Gas-Preise

o Regeln fur den Fall, dass ein Gasnotstand ausgerufen wird.

Der vorliegende VO-Entwurf enthalt einige begriBenswerte Aspekte, wie zB die Regeln fur einen
gemeinsamen Gas-Einkauf, als auch Solidaritatsmechanismen. Bei den vorgeschlagenen Eingrif-
fen in den Gasmarkt konnte allerdings die Versorgungssicherheit gefahrdet werden. Dies darf be-
sonders kurz vor dem Winter auf keinen Fall geschehen.

1. Im Detail

Gemeinsame Einkaufsplattform

Mit der Nutzung ihrer groBeren, gemeinsamen Marktmacht kann die EU langfristig gunstigere Ein-
kaufsbedingungen aushandeln. Daher hat sich die WKO immer positiv zu einer gemeinsamen Be-
schaffungsplattform ausgesprochen und begriiBt daher auch das Setzen weiterer Schritte. Wich-
tig ist bei der Ausgestaltung der Details darauf zu achten, dass die Marktmacht der EU wirklich
entsprechend genutzt wird, gleichzeitig die Prinzipien des liberalisierten Marktes aber nicht be-
eintrachtigt werden und es auch zu keiner Benachteiligung kommt zB von langfristigen Vertra-
gen.

Die Beteilung am gemeinsamen Einkauf muss fir Unternehmen freiwillig sei. Die verpflichtende
Beteiligung von Unternehmen im Umfang von 15 % von Speicherverpflichtung an der ersten Stufe
(Einmeldung des Bedarfs) ist daher kritisch zu sehen, auch wenn es nicht mit einer Kaufver-
pflichtung verbunden ist. Der aktuelle Vorschlag lasst hierzu auch viele Fragen offen. Beispiels-
weise ist nicht geklart, nach welchen Prinzipien Unternehmen ausgewahlt werden, die flr eine
Beteiligung an der ersten Stufe verpflichtet werden. Was geschieht, wenn dieser Vorgabe nicht
nachgekommen wird? Welchen Mehrwert hat die verbindliche Beteiligung an der ersten Stufe,
wenn kein Kauf Uber die Einkaufsplattform geplant ist? Auf diese Weise konnten unnotiger Mehr-
aufwand und Mehrkosten, die von den Nutzern der Plattform zu tragen sind, entstehen.

Praktisch kann die Umsetzung eines derartigen gemeinsamen Einkaufs sehr schwierig sein. Insbe-
sondere die Frage, welcher Preis fur den Einkauf gewahlt wird und die Moglichkeiten der Weiter-
gabe an die Endkunden. Schon aus den Erfahrungen des nationalen Einkaufs der strategischen
Reserve wurde beobachtet, dass aufgrund der drohenden Engpasse die Preise durch den Nach-
fragesog ua durch die 80%-Einspeicherrate per Anfang November massiv gestiegen sind. Auch die
Plattformlosung birgt die Gefahr strategische Gaseinkaufe teurer zu gestalten, wenn diese nicht
optimal aufgesetzt ist.

Die Plattform ist als temporares Tool fur die Laufzeit der aktuellen Verordnung geplant. Um
Chaos zu verhindern, sobald die Plattform nicht mehr genutzt wird, sollte die Verordnung auch
schon Schritte bzw. ein Vorgehen umfassen, die ein geordnetes Auslaufen ermoglichen wiirden.

Optimale Nutzung der Leitungsinfrastruktur

Bei jeder Anderung des Energiesystems kann die Infrastruktur zum beschrankenden Engpass wer-
den. Ein notwendiger Ausbau wirde aber Zeit benotigen, die in der aktuellen Krise nicht gege-
ben ist. Daher muss zumindest die optimale Nutzung der vorhandenen Infrastruktur sicherge-
stellt werden. Eine Verstarkung des Use-it-or-lose-it-Prinzipes (UIOLI) scheint daher sinnvoll.



Allerdings muss hier mit Augenmal vorgegangen werden. Einige Investitionen von Unternehmen
in Pipeline-Kapazitatsnutzungsrechte wurden mit einer langfristigen Perspektive getatigt (zB fur
den Import von Eigenproduktion) und sind dafur weiterhin essenziell. Die tatsachliche Nutzung
von Infrastruktur-Kapazitaten hangt auBerdem von verschiedenen Griinden wie der saisonalen
Nachfrage und Preissignalen ab.

Eine Verbesserung der Kapazitatsausnutzung konnte aber auch mit Hilfe einer Ausstiegsklausel
(sunset-clause) erreicht werden. Damit konnte es Transportkunden mit langfristigen Kapazitaten
an Grenzuberganspunkten ermoglicht werden, ihre Vertrage mit den Fernleitungsnetzbetreibern
zu kindigen und damit ihre Kapazitaten fir andere Nutzer freizugeben. Derzeit fehlt es an einer
solchen Kiundigungsmoglichkeit.

Mehr Transparenz

Die Verordnung enthalt zahlreiche Bestimmungen zur Erhohung der Transparenz (zB Einfuihrung
einer Transparenzplattform). Prinzipiell ist eine Steigerung der Transparenz zu begrufen. Aller-
dings darf dies nicht zum Selbstzweck werden. Daher muss klar kommuniziert werden, welche
Ziele mit den einzelnen Vorgaben erreicht werden sollen. Die Transparenzvorgaben und notwen-
diger Datenbedarf mussen diesen Zielen angemessen sein. Daruber hinaus darf kein unverhaltnis-
mabiger, birokratischer Aufwand entstehen oder unternehmenssensible Daten veroffentlicht
werden. Vor diesem Hintergrund muss auch der Mehrwert der notwendigen Meldung von (geplan-
ten) Gaseinkaufen uber 5 TWh an die EK hinterfragt werden. Hierdurch darf es nicht zu Verzoge-
rungen von notwendigen Kaufen oder zu Aushebelungen der Prinzipien des liberalen Marktes
durch Eingriffsrechte der EK kommen.

MaBnahmen zur Vermeidung extremer Gaspreise und extremer Preisschwankungen

An dieser Stelle muss hervorgehoben werden, dass die Versorgungssicherheitsaspekte bei diesen
Themen immer Vorrang haben missen. Es muss sorgfaltig darauf geachtet werden, dass sich
durch die MaBnahmen keine negativen Effekte auf Liefermengen ergeben.

Das Kappen von Intra-Day-Preisspitzen scheint fur Gasborsen machbar zu sein. Es konnte ein
sinnvolles Instrument sein, um Unternehmen vor extremen Gaspreisspitzen zu schitzen. Diese
MaBnahme sollte auch extreme Margins am Gasmarkt verhindern (mit moglichen Spill-Overs auf
den Strommarkt). Starke Abweichungen des gesamten, durchschnittlichen Gaspreises sind durch
diese MaBnahme voraussichtlich nicht zu erwarten.

Ein Marktkorrekturmechanismus auf den TTF ist lediglich eine Ankundigung. Es gibt keinen kon-
kreten Vorschlag. Damit konnten Preisreduktionen erwirkt werden, allerdings mit moglichen ne-
gativen Auswirkungen auf die Versorgungssicherheit. Bestehende Liefervertrage und Produkt-
preise konnten auch auf den TTF referenziert sein. Welche Auswirkung auf diese durch eine An-
passung des TTF entstehen konnen, ist aktuell nicht absehbar und missen vor einer Umsetzung
unbedingt geklart werden, auch wenn der OTC-Handel grundsatzlich unbetroffen ist. Dariiber
hinaus sind LNG-Schiffe sehr flexibel und konnten kurzfristig andere Markte ansteuern, wenn
dort hohere Preise als in der EU geboten werden.

Ausweitung des Solidaritatsschutzes auf Gasmengen zur Sicherstellung der Elektrizitatsver-
sorgungssicherheit

Da der Strom- und der Gasmarkt eng miteinander verknupft sind, ist es sinnvoll, auch die fur die
Sicherstellung der Strom-Versorgungssicherheit notwendigen Gasmengen unter den Solidaritats-
schutz zu stellen. Diese geschiitzte Versorgung darf aber nicht allein auf Haushalte beschrankt
sein, sondern muss mindestens auch den Bedarf essenzieller Betriebe abdecken.



Moglichkeit der Reduktion des nicht-essenziellen Verbrauches geschiitzter Kunden

Die Senkung des Nachfragedrucks durch Verbrauchsreduktionen kann einen Beitrag zur Senkung
der hohen Energiepreise leisten. Bisher sah die EU hierbei keine direkten Vorgaben fur Haushalte
als geschutzte Kunden vor. Die Moglichkeit auch MaBnahmen zur Senkung des nicht-essenziellen
Verbrauches geschiitzter Kunden umzusetzen, stellt einen positiven Paradigmenwechsel dar.
Wichtig ist, dass dieser Ansatz auch auf nationaler Ebene entsprechend umgesetzt wird.

Verteilmechanismus im Falle von regionalem oder EU-Notfall

Der Vorschlag fiir einen Verteilmechanismus der verfligbaren Gasressourcen durch Rat und Kom-
mission im Notfall ist kritisch zu betrachten. Er birgt die Gefahr, dass sich einzelne Mitgliedstaa-
ten darauf verlassen, im Ernstfall von der guten Vorsorge anderer Staaten zu profitieren. Beson-
ders gute Vorbereitung darf langfristig aber nicht bestraft werden, sonst konnten die Staaten
hier nachlassig werden. Es musste sichergestellt werden, das derartiges ,,Free-Riding* verhindert
wird.

Aus dem Vorschlag geht auch nicht hervor, ob fiir die Annahme des Vorschlages im Rat Einstim-
migkeit notwendig ware, oder ob eine qualifizierte Mehrheit ausreichen wiirde. Wir erachten die
Einstimmigkeit als Notwendigkeit, da ansonsten die Situation eintreten konnte, dass unbe-
troffene Staaten uber die Verteilung der Ressourcen anderer Mitgliedstaaten entscheiden.

Solidaritatsabkommen

Die aktuelle Krise macht eine Situation wahrscheinlicher, in welcher ein Mitgliedsstaat auf Soli-
daritatsgaslieferungen von anderen Mitgliedstaaten angewiesen ist. Ohne Abkommen zwischen
den Staaten wiirde aber die Abwicklung der Lieferungen und auch die finanzielle Entschadigung
schwierig. Da bisher erst sechs der notwendigen vierzig bilateralen Abkommen abgeschlossen
wurden, scheint eine ,,Default Option*“ eine sinnvolle Losung. Wichtig hierbei ist, dass immer
freiwillige und marktwirtschaftliche Instrumente zuerst genutzt werden und Enteignungen die
absolut letzte Option zur Erfullung der Solidaritatsleistungen bleiben. Auch bei der Festlegung
der Entschadigungshohe muss vorausschauend formuliert werden. Diese Kosten einer Enteignung
konnen zum Teil deutlich hoher sein als nur der durchschnittliche Preis des enteigneten Gases
(zB Verlust von Kunden, Schaden an Anlagen, Schadenersatzforderungen durch Kunden, ...), wie
das auch im § 35a Abs 3 des osterreichischen Energielenkungsgesetzes anerkannt wird. Bei der
Umsetzung dieser Verordnung muss daher darauf geachtet werden, dass Unternehmen auch hier
bei diesen zusatzlichen Kosten unterstiitzt werden.

Die Gassolidaritat soll zum Schutz ,,wesentlicher Industriezweige* beitragen. Allerdings fehlt
hierzu eine Definition.

. Zusammenfassung

Teile des vorliegenden VO-Entwurfes sind begrufenswert, wie zB die Regeln fiir einen gemeinsa-
men Gas-Einkauf, als auch die Solidaritatsmechanismen. Durch die Nutzung ihrer groBeren, ge-
meinsamen Marktmacht kann die EU langfristig guinstigere Einkaufsbedingungen aushandeln. Da-
her haben wir uns immer positiv zu einer gemeinsamen Beschaffungsplattform ausgesprochen
und begrufen deren Einfuhrung prinzipiell. Jedoch betonen wir, dass die Beteiligung am gemein-
samen Einkauf fur Unternehmen freiwillig sein muss und es zu keiner Benachteiligung von ande-
ren Kaufern kommen darf. Nach wie vor sind aber auch noch viele wichtige Details und Fragen
zur praktischen Umsetzung ungeklart.



Die weiteren vorgeschlagenen Eingriffe, wie besonders den Marktkorrekturmechanismus flr den
TTF, sehen wir kritisch, auch wenn die Beschrankung extremer und volatiler Gaspreise grund-
satzlich positiv scheint. Allerdings konnten sich durch die Umsetzung einiger MaBnahmen - be-
sonders im Hinblick auf den moglichen Korrekturmechanismus fur den TTF - negative Auswirkun-
gen auf die Versorgungssituation ergeben. Besonders vor dem Winter kénnen sich Osterreich und
auch die EU keine Reduktion der verfligbaren Liefermengen leisten. Dies wiirde katastrophale
Folgen fur Wirtschaft und Bevolkerung haben.

Der Verteilmechanismus der verfiigbaren Gasressourcen durch Rat und Kommission im Notfall
darf nicht zu ,,Free-Riding“ bei der Vorsorge zwischen den Mitgliedstaaten flihren. Die Regelung
von Entschadigungen zwischen Landern im Gassolidaritatsfall ist ein wichtiger Schritt in der ak-
tuellen Krise, hatte aber eigentlich schon langst festgelegt werden sollen. Enteignung von be-
trieblichen Gasreserven muss auch im Solidaritatsfall das letzte Mittel bleiben. Hierbei ist auch
zu beachten, dass die Kosten, welche den Unternehmen durch eine Enteignung entstehen, Uber
die reinen Gasbezugskosten hinaus gehen. Mit diesen Mehrkosten durfen die Unternehmen auf
keinen Fall allein gelassen werden.

Wir ersuchen um Bericksichtigung unserer Anmerkungen.

Freundliche GriiBe

Dr. Harald Mahrer Karlheinz Kopf
Prasident Generalsekretar
Unterzeichner Wirtschaftskammer Osterreich
v*ﬁu,rm&o Datum/Zeit-UTC 2022-11-10715:55:21+01:00

\3

W
RTse,
%
ey
e

Aussteller-Zertifikat a-sign-corporate-light-02

Serien-Nr. 1716778599

@ AMTSSIGNATUR Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.

Informationen zur Priifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen Signatur finden Sie unter

Prufinformation https://www.signaturpruefung.gv.at/.




		2022-11-10T15:55:21+0100
	Wirtschaftskammer Österreich
	Signaturpruefung unter https://www.buergerkarte.at/signature-verification




